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Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus/  
Persönliche Notizen 

Gedenkstunde im Plenarsaal des Deutschen Bundestages am 30. Januar 2013 
 
Am 27. Januar 1945 befreiten Einheiten der Ro-
ten Armee das Vernichtungslager Auschwitz-
Birkenau. Dieses Lager steht wie kein anderes 
für das Menschheitsverbrechen des Holocaust, 
für das Deutschland unlöschbar die Verantwor-
tung trägt. Das durch Adolf Hitler errichtete Re-
gime hat Millionen Menschen entrechtet, ver-
folgt, gequält und ermordet. Symbolhaft für die-
sen Terror steht das Konzentrationslager 
Auschwitz. Der Tag der Befreiung dieses Lagers 
wird in Deutschland seit 1996 als Gedenktag für 
die Opfer des nationalsozialistischen Rassen-
wahns und Völkermordes begangen. Bundes-
präsident Roman Herzog hat den 27. Januar 
zum Gedenktag erhoben, um „eine Form des 
Erinnerns zu finden, die in die Zukunft wirkt. Sie 
soll Trauer über Leid und Verlust ausdrücken, 
dem Gedenken an die Opfer gewidmet sein und 
jeder Gefahr der Wiederholung entgegenwir-
ken“. Die bundesweite Trauerbeflaggung an die-
sem Tag und vielfältige Veranstaltungen in un-
serem Land kommen diesem Auftrag nach. So 
auch die Gedenkstunde im Plenarsaal des Deut-
schen Bundestages an diesem Mittwoch, dem 
30. Januar 2013.  

Bundestagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert 
begrüßte neben der Gastrednerin der diesjähri-
gen Gedenkveranstaltung, der deutsch-
israelische Schriftstellerin Inge Deutschkron, 

auch Bundespräsident Joachim Gauck, Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel und Bundesrats-
präsident Winfried Kretschmann. Er wies gleich 
zu Beginn auf das Datum der Gedenkstunde, den 
30. Januar, hin und erinnerte daran, dass vor 
genau 80 Jahren Adolf Hitler zum Reichskanzler 
ernannt wurde: "Damit begann das dunkelste 
Kapitel der deutschen Geschichte." Zwölf Jahre 
nur trennten dieses Datum von dem der Ausch-
witz-Befreiung – für Lammert eine "Ewigkeit 
des Grauens". Inge Deutschkron wurde im Au-
gust 1922 in Finsterwalde (Brandenburg) gebo-
ren und wuchs in Berlin auf. Ihre Familie und 
sie selbst wurden seit 1933 als Juden und aus 
politischen Gründen benachteiligt und verfolgt. 
Krieg und Völkermord überlebte sie in Verste-
cken in Berlin. Nach dem Krieg führte sie ihr 
Weg über das Studium in England 1956 nach 
Bonn. Ab 1958 war sie Deutschland-
Korrespondentin der israelischen Zeitung 
Ma'ariv. Von 1972 bis 1987 arbeitete sie als 
Journalistin in Tel Aviv. Ihre Erlebnisse, Gefühle 
und Empfindungen als jüdische Verfolgte in der 
NS-Zeit, aber auch Eindrücke aus den Nach-
kriegsjahren hat die Schriftstellerin in ihrer Re-
de im Plenarsaal des Deutschen Bundestages an 
diesem Mittwoch geschildert. „Zerrissenes Le-
ben“, so überschrieb sie ihren Vortrag. Der 
zehnjährigen Tochter des Oberstudienrats Dr. 
Martin Deutschkron habe die Mutter damals 
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gesagt, sie gehöre nun zu einer Minderheit: 
„Lass Dir nichts gefallen, wenn Dich jemand an-
greifen will. Wehr Dich!“ Dieser Satz der Mutter 
sollte ihr ganzes Leben bestimmen, sagte Inge 
Deutschkron. Der Vater war bereits 1933 auf-
grund des "Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums" aus dem Staatsdienst ent-
lassen worden. Martin Deutschkron war als 
Freiwilliger in den ersten Weltkrieg gezogen, 
hatte an der Schlacht von Verdun teilgenommen 
und war Träger des Eisernen Kreuzes. Er hatte 
Deutschland 1939 verlassen und war nach Eng-
land emigriert, Inge und ihre Mutter blieben 
zurück. Inge Deutschkron schilderte, wie sich 
die Lage der Juden in Berlin immer mehr ver-
schlimmerte. Am 27. Februar 1943 schließlich 
habe die Regierung ihr Versprechen eines „ju-
denfreien Berlins“ eingelöst, als die letzten Ju-
den der „einstmals stolzen Jüdischen Gemeinde“ 
abgeholt wurden. „Zurück blieb die kleine Zahl 
derer, die ein Versteck gefunden hatten und in 
die Illegalität gingen, wie meine Mutter und 
ich", sagte Inge Deutschkron. Inge und ihre Mut-
ter überlebten und konnten 1946 den Vater in 
England besuchen. Für sie selbst sei die Konse-
quenz aus ihren Erfahrungen, dass Vergleichba-
res nie wieder geschehen dürfe: „Dass Men-
schen anderen Menschen das Recht auf Leben 
streitig machen könnten – ganz gleich welcher 
Hautfarbe, welcher Religion, welcher politi-
schen Einstellung, nicht hier und nicht anders-
wo.“ Bundestagspräsident Norbert Lammert 
würdigte Deutschkron als eine von etwa 1.700 
geretteten Berliner Juden, die es sich zur Aufga-
be gemacht habe, die Erinnerung an den Holo-
caust in Deutschland lebendig zu halten. Ihr 
großes Verdienst sei es, dass sie ihre Erlebnisse 
an junge Menschen weitergebe.  „Sie tragen da-
zu bei, eine Generation der Zeugen von Zeugen 
zu bilden.“ 

Bundestag verlängert Afghanistanmandat 

Mit breiter Mehrheit beschloss der Deutsche 
Bundestag an diesem Donnerstag die Verlänge-
rung des Deutschen Afghanistanmandats. 
Deutschland beteiligt sich bereits seit Dezember 
2001 an der ISAF (International Security Assis-
tance Force). In namentlicher Abstimmung vo-
tierten 435 Abgeordnete für das sogenannte 
Abzugsmandat, 111 lehnten es ab. Es gab 39 
Enthaltungen. Mit dem neuen Mandat wird die 

personelle Obergrenze auf zunächst maximal 
4.400 Soldaten abgesenkt. Bis zum Ende des 
Mandats am 28. Februar 2014 sollen weitere 
1.100 Soldaten abgezogen werden. Dazu erklärt 
der verteidigungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
Ernst-Reinhard Beck: „Die Sicherheitslage im 
Einsatzland Afghanistan entspannt sich weiter. 
Dank des unermüdlichen Einsatzes unserer 
Bundeswehrsoldaten hat sich die Lage im Nor-
den auch in diesem Jahr weiter verbessert. Die 
geringe Anzahl an Vorfällen ist das Anzeichen 
dafür, dass Afghanistan sicher wird und die af-
ghanische Armee nachhaltig aufgestellt und 
ausgebildet wurde.    Durch diese Entwicklung 
ist es uns möglich, eine weitere Reduzierung der 
Obergrenze von 4900 auf 4400 vorzunehmen. 
Im weiteren Verlauf werden wir erstmals die 
Reduzierung auf 3300 Soldaten und Soldatinnen 
noch während des Mandatszeitraums anstre-
ben. Unser Ziel ist es, das ISAF-Mandat wie ge-
plant 2014 zu beenden. Dem Abzug der deut-
schen Kampftruppen in 2014 kommen wir ei-
nen entscheidenden Schritt näher. Dies ist eine 
Entlastung für unsere Streitkräfte und vor allem 
für die Soldaten mit speziellen Fähigkeiten, die 
in solch einem Einsatz gefordert werden. 
Deutschland wird damit seiner sicherheitspoli-
tischen Rolle in der Welt gerecht. Wir werden 
Afghanistan weiterhin unterstützen und uns für 
die Übergabe der Verantwortung an die zustän-
digen afghanischen Kräfte einsetzen.“ 

Flughafenbau Thema im Deutschen Bundes-
tag 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes-
tages hat sich an diesem Mittwoch in Anwesen-
heit von Ministerpräsident Platzeck, dem Regie-
renden Bürgermeister Wowereit und Bundes-
verkehrsminister Ramsauer intensiv mit dem 
Flughafen Berlin Brandenburg „Willy Brandt“ 
beschäftigt. Dazu erklärt der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Norbert Barthle: „Nachdem der Regierende 
Bürgermeister Wowereit am Flughafenbau ge-
scheitert ist, muss nun der neue Aufsichtsrats-
vorsitzende Ministerpräsident Platzeck Schritt 
für Schritt Struktur ins Willy-Brandt-
Flughafenchaos bringen und den Flughafenbau 
wieder auf den richtigen Weg führen.“ Nach 
Aussagen Barthles wird der Bund als Mitgesell-
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schafter der Flughafengesellschaft zusätzliche 
Haushaltsmittel nur unter den Bedingungen 
freigeben, dass erstens der momentane Stand 
der Baumaßnahmen ermittelt werden muss, 
zweitens klar ist, welche Baumaßnahmen, Neu-, 
Um- oder Erweiterungsbauten zur Fertigstel-
lung des Flughafens notwendig sind und drit-
tens verlässliche Termin- und Kostenpläne vor-
liegen. Hintergrund: Der Bund als Minderheits-
gesellschafter der Flughafen Berlin Branden-
burg GmbH hat mit dem zweiten Nachtrags-
haushalt 2012 für den Flughafen Berlin Bran-
denburg „Willy Brandt“ zusätzliche Mittel in 
Höhe von 312 Millionen Euro grundsätzlich be-
reitgestellt. Von den im Bundeshaushalt 2013 
veranschlagten und qualifiziert gesperrten Aus-
gaben in Höhe von 169 Millionen Euro hat der 
Haushaltsausschuss in seiner Sitzung am 12. 
Dezember 2012 einen Teilbetrag in Höhe von 
84,5 Millionen Euro freigegeben. 

Solide Finanzierung der NADA 

In die Sitzung des Sportausschusses des Deut-
schen Bundestages an diesem Mittwoch wurde 
der Geschäftsführer der amerikanischen Anti-
Doping-Organisation (USADA), Travis Tygart, 
eingeladen, um über den Fall Lance Armstrong 
zu berichten. Dazu erklärt der sportpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Klaus Riegert: „Wir gratulieren der amerikani-
schen Anti-Doping-Organisation (USADA) zu 
ihrem beachtlichen Erfolg und sind zugleich 
erschrocken über das systematische Doping im 
Fall Lance Armstrong. Die Situation kann zwar 
nicht unterschiedslos auf Deutschland übertra-
gen werden, aber für derartige Erfolge bedarf es 
einer soliden Finanzierung des Anti-Doping-
Kampfes. Hierzulande müssen die Bundesländer 
endlich zu ihren Zusagen stehen und einen nen-
nenswerten Beitrag zur Finanzierung der Nati-
onalen Anti-Doping-Agentur (NADA) leisten. 
Obwohl der Anti-Doping-Kampf und die Rechts-
systeme in Deutschland und den USA kaum ver-
gleichbar sind, gilt es, aus dem Fall Armstrong 
zu lernen. Für einen erfolgreichen Anti-Doping-
Kampf ist eine solide Finanzierung der Anti-
Doping-Organisation notwendig. In Deutschland 
machen wir uns deshalb seit langem für eine 
nachhaltige Finanzierung der NADA stark. So 
hat sich der Bund in der Vergangenheit weit 
überproportional an den Kosten beteiligt und 

über elf Millionen Euro des zirka 13 Millionen 
Euro umfassenden Stiftungskapitals aufge-
bracht. Bei den Haushaltsberatungen 
2012/2013 hat sich die Koalitionsfraktion er-
neut für einen kurzfristigen Ausgleich einer Fi-
nanzierungslücke der NADA von einer Million 
Euro eingesetzt. Mit wenigen Ausnahmen haben 
vor allem die Bundesländer ihre Zusagen bezüg-
lich der NADA-Finanzierung nicht eingehalten. 
Nicht eine neue Struktur der NADA zählt zu den 
künftigen Herausforderungen des Anti-Doping-
Kampfes, sondern eine solide Finanzierung un-
ter angemessener Beteiligung der vielfach SPD-
geführten Bundesländer.“ Hintergrund: Im 
Sommer letzten Jahres wurde Lance Armstrong 
von der USADA wegen Dopings angeklagt und 
nach seinem Verzicht auf ein Schiedsverfahren 
lebenslang gesperrt. Nach Bestätigung durch 
den Weltradsportverband (UCI) und das Inter-
nationale Olympische Komitee (IOC) wurden 
ihm alle Wettkampferfolge aberkannt. Zuletzt 
hatte Armstrong im Januar 2013 in einem Fern-
sehinterview selbst das Doping eingestanden. 

Gauck trifft NSU-Untersuchungsausschuss 

Zur Untersuchung der grausamen Morde der 
Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter-
grund“ und für die notwendigen Schlussfolge-
rungen – auch zur Struktur und Arbeit der deut-
schen Sicherheitsbehörden – hatte der Bundes-
tag im vergangenen Jahr einen Untersuchungs-
ausschuss mit den Stimmen aller im Bundestag 
vertretenen Fraktionen eingesetzt. Der Unter-
suchungsausschuss wird am Ende der Wahlpe-
riode einen Arbeitsbericht vorlegen. An diesem 
Dienstag haben sich die Mitglieder dieses 
Untersuchungsausschusses des Deutschen Bun-
destages mit Bundespräsident Joachim Gauck zu 
einem Gespräch getroffen. Der Bundespräsident 
hatte dazu eingeladen, um sich bei den Aus-
schussmitgliedern über den Stand der Untersu-
chung zu informieren. Nach dem Treffen äußer-
te sich der Obmann der CDU/CSU Fraktion im 
NSU-Untersuchungsausschuss, Clemens Binnin-
ger: „Das Gespräch mit dem Bundespräsidenten 
war ein bedeutender Termin und eine besonde-
re Ehre für die Mitglieder des Ausschusses. Bei 
einem intensiven Gedankenaustausch zu allen 
betroffenen Themen hatten wir die Möglichkeit, 
ihn über die bisherigen Erkenntnisse und die 
noch vor uns liegenden Aufgaben ausführlich zu 
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informieren. Als Staatsoberhaupt kommt dem 
Bundespräsidenten bei der gesamtgesellschaft-
lichen Aufgabe der Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus und bei Fragen der Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund eine her-
ausragende Stellung zu. Seine Stimme hat au-
ßerordentliches Gewicht und wird von den 
Menschen in unserem Land besonders gehört. 
Es war uns daher ein spezielles Anliegen, unsere 
bisherigen Erkenntnisse mit Bundespräsident 
Gauck zu teilen und die vor uns liegenden Auf-
gaben zu diskutieren. Seine Einladung zeigt uns 
seine besondere Wertschätzung unserer Arbeit. 
Die Untersuchung der grausamen Morde der 
Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter-
grund“ und die notwendigen Schlussfolgerun-
gen – auch zur Struktur und Arbeit der deut-
schen Sicherheitsbehörden – sind von hoher 
gesamtgesellschaftlicher Bedeutung. Der Bun-
despräsident hat uns bei der weiteren Aus-
schussarbeit seine volle Unterstützung zugesi-
chert. Wir empfinden dies als besondere Moti-
vation, mit großem Engagement weiterzuarbei-
ten. Ihm gilt auch daher unser Dank.“ 

Aktuelle Stunde zum Thema Kampfdrohnen 

In einer Aktuellen Stunde zum Thema "Ausrüs-
tung der Bundeswehr mit bewaffneten Droh-
nen" debattierte der Deutsche Bundestag über 
eine Nachfolgelösung für die bisher in Israel 
geleasten Aufklärungsdrohnen „Heron 1“. Abge-
ordnete der Union plädierten in diesem Zu-
sammenhang für die Entwicklung einer europä-
ischen Kampfdrohne. Diese Drohen könnten 
„mit Frankreich und anderen europäischen 
Partner“ entwickelt werden, sagte der stellver-
tretende Vorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und Außenexperte Andreas 
Schockenhoff am Donnerstag im Bundestag. 
Diese neuen Drohen sollten nicht nur aufklären, 
sondern auch bewaffnet sein. Bislang war als 
Nachfolge der in Israel geleasten Aufklärungs-
drohne „Heron 1“ ein amerikanisches Modell im 
Gespräch. Drohnen-Kritikern hielt Schockenhoff 
entgegen, dass sich unbemannte und bemannte 
Waffensysteme ethisch nicht unterschieden. 
Letztlich entscheide immer ein Mensch über 
den Waffeneinsatz, sagte Schockenhoff. Auch 
deshalb müsse das Parlament nicht nur generell 
über Drohnen diskutieren, sondern über Gren-
zen solcher Einsätze. Verteidigungsminister 

Thomas de Maizière hielt in der Debatte an der 
Beschaffung militärischer Drohnen fest. Solche 
unbemannten Fluggeräte seien „technologisch 
sinnvoll“ und militärisch geboten, sagte de Mai-
zière. 

Zitat: 

«Wir können nicht sagen: ‚Wir bleiben bei der 
Postkutsche‘, während alle anderen die Eisen-
bahn entwickeln.» (Verteidigungsminister 
Thomas de Maizière am Donnerstag im Bundes-
tag über die Ausrüstung der Bundeswehr mit 
Drohnen.)  

Persönliche Notizen 
 
1. Wahlkreis und Land 
 
Ich habe in der letzten Woche im Wahlkreis ei-
nige soziale Einrichtungen besucht.  
 
Im Haus der Caritas Aalen habe ich mich in ei-
ner  Hausführung und einem Infogespräch über 
die Arbeit informiert, die dort für Obdachlose 
geleistet wird. Bei der Feier zu 125 Jahre DRK 
Heidenheim, habe ich in einem Grußwort über 
die wichtige Freiwilligenarbeit gesprochen. 
Wünschenswert wäre beim Freiwilligendienst 
mehr Anerkennung für Beruf und ein Jahr eher 
Rente als Motivation für die Jugend! Auch die 
Vesperkirche Heidenheim, die seit 4 Jahren so-
ziale Verantwortung übernimmt, habe ich be-
sucht, ein Treffpunkt für hunderte Menschen, 
für mehr Zusammenhalt in unserer Zeit! 
 
Beeindruckt hat mich die Prunksitzung für 
Menschen mit Behinderungen in Oberkochen 
am 26. Januar. So viel Freude und Begeisterung 
habe ich selten erlebt. 
 
Darüber hinaus gab es noch drei politische 
Höhepunkte in meiner Wahlkreiswoche.  
 
Die Empfänge der CDU Kreisverbände Heiden-
heim und Ostalbkreis waren wieder hervorra-
gend organisiert. Gastredner in Heidenheim war 
Karl-Josef Laumann, Bundesvorsitzender der 
CDA, und nach Oberkochen kam Bundesinnen-
minister Friedrich.  
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Als Wahlkreisabgeordneter für Ellwangen war 
ich am 25. Januar Redner beim Kro-
ne/Ellwangen-Kreis, einem Gesprächskreis mit 
ehemaligen und aktiven CDU Politikern, der sich 
vor langer Zeit in Ellwangen gegründet hat. Ich 
habe dort über die Zukunft der deutschen Au-
ßenpolitik gesprochen. 
 
Und schließlich gab es noch eine sportliche Dis-
kussion beim Gauturntag Ostwürttemberg in 
Hürben über bessere gesellschaftliche Aner-
kennung des Ehrenamts 
  
2. Berlin 
 
In der zweiten Sitzungswoche 2013 habe ich 
meine 44. Rede gehalten. Zur Verlängerung des 
ISAF-Mandats in Afghanistan habe ich vor allem 
betont, habe ich vor allem betont, was sich 
durch den Afghanistan-Einsatz  sicherheitspoli-
tisch in Deutschland in den letzten 10 Jahren 
verändert hat. Das Video zu meiner Rede finden 
Sie hier.  
 
Die Woche begann aber mit einer Kurzreise 
nach Brüssel zu einer Landesgruppensitzung 
unserer CDU Baden-Württemberg mit unseren 
Kollegen aus dem Europäischen Parlament. 
Meine Kollegin Inge Gräßle aus Heidenheim war 
auch vor Ort. Abends haben wir gemeinsam am 
Jahresempfang des Ministerpräsidenten teilge-
nommen. 
 
Ein besonderer Höhepunkt der Sitzungswoche 
war der beeindruckende Auftritt vom Chor des 
Kopernikus-Gymnasiums Wasseralfingen (Pa-
tenchor des SWR). Vor einigen Abgeordneten 
und Mitarbeitern erklangen 50 unfassbar schö-
ne Stimmen unter der Leitung von Thomas Baur 
und sangen einen Ausschnitt moderner Verto-
nungen von Shakespare und andere Stücke.  
Anschließend habe ich noch eine spannende 
Diskussion mit den Chormitgliedern geführt. 
 
Im Auswärtigen Ausschuss gab es eine Sonder-
sitzung mit dem Ägyptischen Präsidenten 
Mursi. Der Präsident suchte den Dialog mit uns 
Bundestagsabgeordneten, vermied aber 
enttäuschenderweise jede Reflexion zu den 
jüngsten kritischen Ereignisse in seinem Land. 
 

Am Donnerstag, den 31. Januar, habe ich an ei-
nem Gespräch von einigen CDU Abgeordneten 
mit Herrn Jörg Musial, dem Spartenleiter Ver-
kauf bei der Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben (BImA), teilgenommen. Die BImA spielt 
eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung 
von Bundeswehrstandorten nach der Schlie-
ßung. Wir haben intensiv über den Standort 
Ellwangen gesprochen.  
 
Meine letzte Stellungnahme zur laufenden Dis-
kussion um die oberzentralen Gestaltung unse-
rer Region finden Sie hier. 
 
Ab dem heutigen Freitag bin ich auf der Münch-
ner Sicherheitskonferenz. Dies ist immer ein 
spannender Termin, den ich sehr gerne wahr-
nehme. Seit 2007 bin ich jedes Jahr in München 
gewesen.  
 
Herzliche Grüße 
Ihr und Euer 
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